
Festsetzungen 
 

Gemäß § 9 BauGB i.V. mit der BauNVO 
 

Nachrichtliche Darstellungen 
Ermächtigungsgrundlagen 
 
 
§§ 7 und 41 der Gemeindeordnung für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 14.07.1994 (GV. NRW. S. 666); in der zuletzt geänderten 
Fassung. 
 
§§ 1 – 4c, 8 – 10 des Baugesetzbuches (BauGB) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 23.09.2004 (BGBL. I S. 2414); in der zuletzt geänderten Fassung. 
 
§ 51a Landeswassergesetz (LWG) für das Land Nordrhein-Westfalen in der Fassung 
der Bekanntmachung vom 25.06.1995 (GV. NRW. S. 926); in der zuletzt geänderten 
Fassung. 
 
§ 86 Bauordnung Nordrhein-Westfalen (BauO NRW) in der Fassung der Bekannt-
machung vom 01.03.2000 (GV. NRW. S. 256); in der zuletzt geänderten Fassung. 
 
Verordnung über die bauliche Nutzung der Grundstücke (Baunutzungsverordnung) in 
der Fassung der Bekanntmachung vom 23.01.1990 (BGBL. I S. 132); in der zuletzt 
geänderten Fassung. 
 
Landschaftsgesetz (LG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 21.07.2000 (GV. 
NRW. S. 568); in der zuletzt geänderten Fassung. 
 
Planzeichenverordnung vom 18.12.1990 (BGBL. 1991 I S. 58); in der zuletzt 
geänderten Fassung. 

geplante Flurstücksgrenze

vorhandene Flurstücksgrenze

vorhandenes Gebäude

Flurstücksnummer203

Geländehöhen in m üNHN

65 db(A) - Isolinie

Gemarkung Burgsteinfurt

 
Pflanzliste 
 
Bäume erster Ordnung (großkronig) Bäume zweiter Ord nung (kleinkronig) 
Acer platanoides Spitzahorn Acer campestre Feldahorn 
Acer pseudoplatanus Bergahorn Betula pendula Sandbirke 
Fraxinus excelsior Gemeine Esche Carpinus betulus Hainbuche 
Quercus petraea Traubeneiche Corylus colurna Baumhasel 
Quercus robur Stieleiche Malus sylvetris Kulturapfel 
Tilia cordata Winterlinde Prunus avium Vogelkirsche 
Ulmus laevis Flatterulme Pyris communis Kultur-Birne 
  Sorbus aria Mehlbeere 
Ziergehölze  Sorbus aucuparia Gemeine Eberesche 
Amelanchier canadensis Kanadische Felsenbirne Ulmus minor Feldulme 
Buddleja davidii Schmetterlingsstrauch   
Cornus alba weißer Hartriegel Hecke  
Philadelphus coronarius Gewöhnlicher Pfeiffenstrauch Berberis vulgaris Sauerdorn 
Syringa vulgaris Flieder Carpinus betulus Hainbuche 
  Cornus alba Weißer Hartriegel 
Sträucher  Cornus sanguines Roter Hartriegel 
Berberis vulgaris Sauerdorn Corylus avellana Haselnuß 
Carpinus betulus Hainbuche Crataegus monogyna Eingriffliger Weißdorn 
Cornus sanguines Roter Hartriegel Ligustrum vulgare Liguster 
Corylus avellana Haselnuß Rosa canina Hundsrose 
Crataegus monogyna Eingriffliger Weißdorn Rosa corymbifera Heckenrose 
Prunus spinosa Schlehe Syringa vulgaris Flieder 
Rosa canina Hundsrose Fagus sylvatica Rotbuche 
Rosa corymbifera Heckenrose   
Rosa rubiginosa Weinrose   
Rosa rugosa Apfelrose   
Sambucus nigra Schwarzer Holunder   
Viburnum opulus Gewöhnlicher Schneeball   
 

Textliche Festsetzungen 
 
 
1. In den festgesetzten Gewerbegebieten sind gemäß § 8 (2) BauNVO 

Gewerbebetriebe aller Art, Lagerplätze, Lagerhäuser, öffentliche Betriebe, 
Geschäfts-, Büro- und Verwaltungsgebäude, Tankstellen sowie Anlagen für 
sportliche Zwecke allgemein zulässig. Die Nutzungen gemäß § 8 (3) Nr. 1 und 2 
BauNVO (Wohnungen für Aufsichts- und Bereitschaftspersonen bzw. 
Betriebsleiter und Anlagen für kirchliche, kulturelle, soziale und gesundheitliche 
Zwecke) sind in den festgesetzten Gewerbegebieten ausnahmsweise zulässig. 
Vergnügungsstätten sind gemäß § 1 (5) i.V.m. (9) BauNVO im Plangebiet nicht 
zulässig. 
Einzelhandelsnutzungen sind gemäß § 1 (5) i.V.m. (9) BauNVO nur im unmittel-
baren Zusammenhang mit einem Produktions- oder Dienstleistungsbetrieb 
ausnahmsweise zulässig. Die Verkaufsfläche der ausnahmsweise zulässigen 
Einzelhandelsnutzungen muss sich dem jeweiligen Betrieb deutlich unterordnen 
und darf eine Größe von 200,00 qm nicht überschreiten. 

 
2. In den festgesetzten GE1-, GE3-, GE5- und GE7-Gebieten sind aus 

Immissionsschutzgründen die Betriebsarten der Abstandklasse I bis V und die 
nicht mit (*) gekennzeichneten Betriebsarten der Abstandsklassen VI der 
Abstandsliste zum Runderlass des Ministers für Umwelt und Naturschutz, 
Landwirtschaft und Verbraucherschutz des Landes NRW vom 06.06.2007 und 
Anlagen mit ähnlichem Emissionsgrad gemäß § 1 Abs. 4 i.V.m. Abs.9 BauNVO 
nicht zulässig. Ausnahmsweise können die sonstigen Betriebsarten der 
Abstandsklasse VI zugelassen werden, wenn sie in ihrem Emissionsverhalten 
denen der Abstandsklasse VII entsprechen. Für Vorhaben, die der 
Abstandsklasse VI der Abstandsliste des vorgenannten Runderlasses 
zuzuordnen sind, ist ggf. über eine Einzelfallprüfung die 
immissionsschutzrechtliche Verträglichkeit nachzuweisen. 

 
 In den festgesetzten GE2-, GE4, GE6-, GE8- und GE9-Gebieten sind nur 

Betriebsarten zulässig, die das Wohnen nicht wesentlich stören. Daher werden in 
den festgesetzten GE2-, GE4-, GE6-, GE8- und GE9-Gebieten die Betriebsarten 
der Abstandsklasse I bis VII der Abstandsliste zum Runderlass des Ministers für 
Umwelt und Naturschutz, Landwirtschaft und Verbraucherschutz des Landes 
NRW vom 06.06.2007 und Anlagen mit ähnlichem Emissionsgrad gemäß § 1 
Abs. 4 i.V.m. Abs. 9 BauNVO ausgeschlossen. Ausnahmsweise können 
Betriebsarten der Abstandsklasse VII zugelassen werden, wenn die in ihrem 
Emissionsverhalten  den Schutzanspruch eines Mischgebietes für die private 
Wohnnutzung im Plangebiet gewährleisten.  

 
3. Die Ansiedlung von Betriebsbereichen gemäß § 3 (5a) 

Bundesimmissionsschutzgesetz ist nicht zulässig. 
 
4. Im Plangebiet sind gemäß § 1 (5) i.V.m. (9) BauNVO Sex-Shops und 

Vorführräume, deren Zweck auf Darstellungen mit sexuellem Charakter 
ausgerichtet sind, sowie Bordelle und bordellähnliche Betriebe ausgeschlossen. 

 
5. Gebäude sind mit seitlichem Grenzabstand zu errichten. In der festgesetzten 

abweichenden Bauweise, dürfen die Gebäude gemäß § 22 (4) BauNVO eine 
Länge von 50,00 m überschreiten. 

 
6. Für die Oberkante des Rohfußbodens des Erdgeschosses (Sockelhöhe) von 

Gebäuden werden maximale Höhen festgesetzt, die sich auf Höhen über 
Normalnull (üNHN) beziehen und damit eindeutig sind. Bezugspunkt für die 
Ermittlung der zuvor definierten Sockelhöhe ist die Mitte der 
Straßenfront/Erschließungsfläche vor dem jeweiligen Grundstück des 
Bauvorhabens.  
Im festgesetzten Gewerbegebiet GE1 darf die zuvor definierte Sockelhöhe eine 
Höhe von 74,00 m üNHN nicht überschreiten. In den festgesetzten Gewerbe-
gebieten GE2 und GE3 darf die zuvor definierte Sockelhöhe eine Höhe von     
73,00 m üNHN nicht überschreiten. In den festgesetzten Gewerbegebieten GE4

und GE7 darf die zuvor definierte Sockelhöhe eine Höhe von 71,00 m üNHN nicht 
überschreiten. Im festgesetzten Gewerbegebiet GE5 darf die zuvor definierte 
Sockelhöhe eine Höhe von 72,00 m üNHN nicht überschreiten. Im festgesetzten 
Gewerbegebiet GE6 darf die zuvor definierte Sockelhöhe eine Höhe von 70,00 m 
üNHN nicht überschreiten. Im festgesetzten Gewerbegebiet GE8 darf die zuvor 
definierte Sockelhöhe eine Höhe von 69,00 m üNHN nicht überschreiten. Im 
festgesetzten Gewerbegebiet GE9 darf die zuvor definierte Sockelhöhe eine Höhe 
von 67,00 m üNHN nicht überschreiten.  
 
Bei Eckgrundstücken innerhalb des Plangebietes bzw. Grundstücken, die an zwei 
Erschließungsflächen grenzen, sind nicht die Erschließungsflächen der Bundes-
straße 54 im Norden bzw. der Landesstraße 510 im Süden (Ochtruper Straße) 
heranzuziehen. Abweichend von dieser Regelung ist für die Grundstücke Sellen 
41 und 42 (Flur 53, Flurstücke 142 und 203 in der Gemarkung Burgsteinfurt) zur 
Ermittlung der Sockelhöhe die L 510 maßgeblich.  
 
Grundlage (Orientierungshilfe) für die Ermittlung der Sockelhöhe sind die in der 
Planzeichnung angegebenen Bestandshöhen des Geländes. 

 
7. Die maximal zulässigen Gebäudehöhen bemessen sich ab Rohfußboden des

Erdgeschosses. In den festgesetzten GE1- und GE2-Gebieten darf eine Gebäude-
höhe von 9,00 m nicht überschritten werden. In den festgesetzten GE3-, GE4-,  
GE5-, GE6-, GE7- GE8- und GE9-Gebieten darf eine Gebäudehöhe von 10,50 m 
nicht überschritten werden. 

 Bei Gebäuden mit Flachdächern gilt als Gebäudehöhe die Oberkante Attika, 
gemessen an der Außenkante des aufgehenden Mauerwerks. Bei Gebäuden mit 
geneigten Dächern bemisst sich die Gebäudehöhe bis zum First bzw. zur Spitze 
der Dachkonstruktion der baulichen Anlage. 
Eine Überschreitung der zulässigen Gebäudehöhen ist für untergeordnete 
Nebenanlagen und technische Einrichtungen (z.B. Lüftungsschächte, Schorn-
steine etc.) sowie für Mobilfunkmasten zulässig. Bei Höhen von mehr als 20,00 m 
über Grund ist eine Abstimmung mit den zuständigen Behörden erforderlich. 

 
8. In der festgesetzten Fläche für die Abwasserbeseitigung mit der Zweck-

bestimmung "Regenrückhaltebecken" ist die Errichtung und Änderung eines 
Regenrückhaltebeckens mit allen erforderlichen Haupt- und Nebenanlagen 
zulässig. 

 
Die maximale Höhe baulicher Anlagen bzw. die maximale Gebäudehöhe für die 
festgesetzte Fläche für die Abwasserbeseitigung mit der Zweckbestimmung 
"Regenrückhaltebecken" bezieht sich auf Höhen über Normalnull (üNHN). 
Demnach dürfen dort bauliche Anlagen bzw. Gebäude in Form von erforderlichen 
Nebenanlagen eine Höhe von 70,40 m üNHN nicht überschreiten. 
Bei Gebäuden mit Flachdächern gilt als Gebäudehöhe die Oberkante Attika, 
gemessen an der Außenkante des aufgehenden Mauerwerks. Bei Gebäuden mit 
geneigten Dächern bemisst sich die Gebäudehöhe bis zum First bzw. bis zur 
Spitze der Dachkonstruktion der baulichen Anlage. Bei baulichen Anlagen ohne 
Dach gilt als Gebäudehöhe die Wandhöhe der Außenwände. 
Notwendige technische Aufbauten auf den  baulichen Anlagen dürfen die 
festgesetzten maximalen Höhen baulicher Anlagen ausnahmsweise 
überschreiten. Bei Gebäude- bzw. Anlagenhöhen von mehr als 20,00 m über 
Grund ist eine Abstimmung mit den zuständigen Behörden erforderlich. 
 
Der Bereich festgesetzten Fläche für die Abwasserbeseitigung mit der 
Zweckbestimmung "Regenrückhaltebecken" ist aus Gründen der Sicherheit so 
einzufrieden, dass ein Betreten des Regenrückhaltebeckens wirksam verhindert 
wird. Die Einfriedung ist zu Lasten des Grundstückseigentümers herzustellen und 
dauerhaft zu erhalten. 
Als Einfriedung für den Bereich des Regenrückhaltebeckens sind sichtoffene 
Zäune (z.B. Stabgitterzaun) und / oder Hecken aus standortgerechten Gehölzen 
zulässig. 

 
9. Garagen und überdachte Stellplätze gemäß § 12 BauNVO sowie Nebenanlagen 

gemäß § 14 BauNVO sind nur innerhalb der festgesetzten überbaubaren 
Grundstücksflächen zulässig. 
Innerhalb der sog. „Anbauverbotszone“ zur Bundestraße 54 (B 54) ist die 
Anlegung von Pflichtstellplätzen nicht zulässig. Der Bereich der 
Anbauverbotszone bemisst sich ab dem äußeren Rand der befestigten Fahrbahn 
(Fahrbahnkante) bis zu einem Abstand von 20 m zur Fahrbahnkante. 

 
10. Innerhalb der festgesetzten Umgrenzungen von Flächen für Maßnahmen zum 

Schutz, zur Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft sind 
Pflanzungen für durchgehenden bzw. dichte Hecken aus heimischen Gehölzen 
gemäß der Pflanzliste auf der Planzeichnung vorzunehmen. Die Anpflanzungen 
sind dauerhaft zu pflegen und zu erhalten. 
 

11. Auf Pkw-Stellplatzanlagen. ist für jeweils 6 Stellplätze mindestens ein 
einheimischer Laubbaum gemäß angeführter Pflanzliste auf der Planzeichnung in 
einer Mindestpflanzqualität von 16/18 cm Stammumfang zu pflanzen und 
dauerhaft zu erhalten. Bei Abgang der Bäume sind diese gleichwertig zu 
ersetzen.  
  

12. Feste Einfriedungen sind zu öffentlichen Verkehrsflächen hin als sichtoffene 
Zäune (Maschendraht, Stabgitterzaun, o.ä.) mit einer maximalen Höhe von     
2,10 m oder als Mauer mit einer maximalen Höhe von 1,00 m zulässig. 
Ausnahmsweise dürfen Außenlagerflächen mit sichtoffenen Zäunen bis zu einer 
Höhe von maximal 2,80 m eingefriedet werden. 
 

13. Werbeanlagen sind nur an der Stätte der Leistung zulässig. Art, Standorte, Größe 
und Anzahl der Werbeanlagen sind mit der Stadt Steinfurt und ggfs. mit anderen 
betroffenen Behörden abzustimmen. 
Werbeanlagen im 20 m-Bereich zu Bundes- und Landesstraßen sind gemäß § 28 
Straßen- und Wegegesetz NRW unzulässig und bedürfen im 20 m bis 40 m-
Abstand zu den zuvor genannten Straßen im Einzelfall der Zustimmung des 
Straßenbaulastträgers. 

 
14. Innerhalb des Planungsbereiches müssen bei der Errichtung, Erweiterung, 

Änderung oder Nutzungsänderung von Gebäuden in den nicht nur zum 
vorübergehenden Aufenthalt von Menschen vorgesehenen Räumen 
(Aufenthaltsräumen im Sinne von § 48 BauO NRW) die Anforderungen an das 
resultierende Schalldämm-Maß gemäß den ermittelten und ausgewiesenen 
Lärmpegelbereichen nach DIN 4109/11.89 –Schallschutz im Hochbau- Tabelle 8 
erfüllt werden. 
(Fortsetzung in der Spalte links) 

 

Textliche Festsetzungen 
 
 
     Nach außen abschließende Umfassungsbauteile sind so auszuführen, dass sie 

entsprechend den Lärmpegelbereichen folgende Schalldämm-Maße aufzuweisen. 
     

 

Lärmpegel-bereich 
nach DIN 4109 

 

maßgeblicher 
Außenlärmpegel 
La (dB(A)) 

 

erforderliches bewertetes 
Schalldämm-Maß der Außenbauteile 
erf. R ẃ,res  (dB(A)) 

  Wohnräume Büroräume 
 

 

IV         71 – 75 45 40 
 
  In Bezug auf die möglichen gewerblichen Emissionen sowie Immissionen im 

Planungsbereich wird den Vorgaben der DIN 4109 gefolgt und für den gesamten 
Geltungsbereich des Bebauungsplanes der Lärmpegelbereich IV festgesetzt.  

 
15. Im GE4-Gebiet und GE9-Gebiet sind Leitungsrechte zugunsten der Stadt Steinfurt 

als Entsorgungsträger festgesetzt. Das Leitungsrecht im GE4-Gebiet ist zur 
Sicherstellung der Ver- und Entsorgung zusätzlich zugunsten des Nutzers/der 
Nutzer der festgesetzten GE1- und GE2-Gebiete festgesetzt. 
Eine Überbauung der Leitungsrechte mit baulichen Anlagen ist nicht zulässig.  
 

16. In den festgesetzten Flächen zum Anpflanzen von Bäumen, Sträuchern und 
sonstigen Bepflanzungen sind die Bepflanzungen hinsichtlich Gehölzauswahl, 
Pflanzabstand und Pflanzqualität entsprechend den Vorgaben des Kapitels 4.2. 
im Umweltbericht zum Bebauungsplan Nr. 63a vorzunehmen. 
 

17. Auf Stellplatzanlagen im Plangebiet ist für jeweils 6 Stellplätze ein mittelgroßer 
einheimischer Laubbaum anzupflanzen. Die Bäume sind in entsprechend große 
Baumgruben zu pflanzen und dauerhaft zu erhalten. Bei Abgang hat ein 
gleichwertiger Ersatz zu erfolgen. Hinsichtlich der Gehölzauswahl wird auf das 
Kapitels 4.2. des Umweltberichtes zum Bebauungsplan Nr. 63a (hier S. 31) 
verwiesen. 

Hinweise 
 
 
1. Bei Bodeneingriffen können Bodendenkmäler (kulturgeschichtliche Boden- 

funde, d.h. Mauerwerk, Einzelfunde aber auch Veränderungen und 
Verfärbungen in der natürlichen Beschaffenheit) entdeckt werden. Die 
Entdeckung von Bodendenkmälern ist der Kreisstadt Steinfurt und dem 
Landschaftsverband Westfalen-Lippe, Archäologie für Westfalen, -Außenstelle 
Münster- unverzüglich anzuzeigen (§§ 15 + 16 Denkmalschutzgesetz NRW). 

 
2. Die Durchführung aller bodeneingreifenden Baumaßnahmen sollte mit der 

gebotenen Vorsicht erfolgen, da ein Kampfmittelvorkommen nicht völlig 
ausgeschlossen werden kann. Sofern Verdacht auf Kampfmittel aufkommt, ist 
die Arbeit sofort einzustellen und die allgemeine Ordnungsbehörde der 
Kreisstadt Steinfurt sowie der staatliche Kampfmittelbeseitigungsdienst 
Westfalen-Lippe (KBD WL) (Einsatzleitung bei der Bezirksregierung Arnsberg 
in Hagen innerhalb der Dienststunden, Tel.: 02331/6927-3880 bis –3885 oder 
außerhalb der Dienststunden der Führungs- und Lagedienst in Arnsberg, Tel.: 
02931/82-2281) zu verständigen. 

 
3. Die schalltechnische Untersuchung des Planungsbüros für Lärmschutz 

Altenberge, Senden, vom Juli 2015 ist Bestandteil des Bebauungsplanes und 
der Begründung. 

 
4. Der Umweltbericht einschließlich Eingriffs- und Ausgleichsbilanzierung sowie 

die Artenschutzvorprüfung der Arbeitsgruppe Raum & Umwelt vom Juli 2015 
sind Bestandteil des Bebauungsplanes und der Begründung. 

 
5. Die Ausgestaltung der festgesetzten Straßenverkehrsflächen erfolgt auf der 

Grundlage von separaten Straßenausbauplanungen. 
 
6.   Am westlichen und südlichen Plangebietsrand verläuft eine oberirdische 10-

kV-Leitung. Beidseitig der in Planzeichnung dargestellten Trasse der Leitung 
ist ein Streifen von 8,50 m von Bebauung und höherem Bewuchs, der die 
Funktion und den Betrieb der Leitung beeinträchtigen könnte, freizuhalten.  

69.83

Aufstellungsverfahren 
 
 
Dieser Plan ist gemäß § 2 (1) des Baugesetzbuches (BauGB) aufgrund des 
Ratsbeschlusses vom 14.05.2015 im Sinne des § 30 BauGB aufgestellt worden. 
 
                                                                    Steinfurt, 15.05.2015 
 
 
 
 Bürgermeister 
 
Dieser Plan hat laut Ratsbeschluss vom 18.05.2015 gemäß § 3 (2) BauGB in der 
Zeit vom 29.07.2015 bis 03.09.2015 öffentlich ausgelegen. 
 
 Steinfurt, 04.09.2015 
 
 
 
 Techn. Beigeordneter 
 
Dieser Plan mit seinen Festsetzungen nach § 9 BauGB – in Verbindung mit der 
Baunutzungsverordnung und § 86 BauO NRW – ist gemäß § 10 (1) BauGB vom 
Rat der Kreisstadt Steinfurt am 24.09.2015 als Satzung beschlossen worden. 
 
 Steinfurt, 25.09.2015 
 
 
 
Bürgermeister  Schriftführer 
         
Dieser Plan liegt gemäß § 10 (3) BauGB mit zugehöriger Begründung laut 
ortsüblicher Bekanntmachung vom 08.10.2015 öffentlich aus. Mit der ortsüblichen 
Bekanntmachung ist der Plan rechtsverbindlich geworden. 
 
 Steinfurt, 09.10.2015 
 
 
 
 Techn. Beigeordneter 
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